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SWIFT-Abkommen

EU-Parlament gibt seinen Anspruch zu früh auf

Zur Abstimmung des Innenausschusses im EU-Parlament und der anstehenden
Plenarabstimmung am Donnerstagmittag über das so genannte SWIFT-Abkommen zur
Weitergabe von Bankdaten an die USA erklärt der Grüne Innenexperte im
Europaparlament, Jan Philipp Albrecht:

"Die Entscheidung der Konservativen, Sozialdemokraten und Liberalen für eine
Zustimmung zum neuen SWIFT-Abkommen ist enttäuschend. Viel zu früh gibt das
EU-Parlament damit seinen Anspruch auf, einen substanziell höheren
Grundrechtsschutz auf internationaler Ebene zu verankern. Stattdessen schwenkt
die EU nun auf das niedrige Niveau des US-Rechts ein, in dem die
Generalüberwachung der richterlichen Verdachtsentscheidung vorgezogen und
Rechtsschutz weniger durch unabhängige Richter als durch die ausführende
Verwaltung gewährleistet wird.

Ohne wenigstens eine verbindliche Befristung der Datenübertragung in Hinblick
auf das geplante Datenschutzrahmenabkommen festzusetzen, wird die noch in
der letzten Parlamentsresolution als EU-rechtswidrig bezeichnete
Massendatenweitergabe durchgewinkt. Damit finden ohne die inhaltliche
Überprüfung einer Justizbehörde sensible Eingriffe in die Grundrechte
vollkommen unbescholtener Bürgerinnen und Bürger statt. Gerade zu absurd und
wohl auch rechtswidrig ist, dass nun ausgerechnet Europol als
Genehmigungsbehörde für die Anfragen der US-Ermittler eingesetzt wird.
Schließlich hat die europäische Polizeibehörde ein eigenes Interesse an den
Auswertungsergebnissen."
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